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schau in
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Bewerbungsleitlinien für die Planung 
und Durchführung in 2032



Die Kommunen sehen sich vor 
eine Reihe von Herausforderungen 
gestellt, die ihren Ursprung insbe-
sondere in gesellschaftlichen Ver-
änderungen haben, ausgelöst durch 
den demografischen, sozialen und 
digitalen Wandel. Ebenso verlangen 
Klimawandel, Biodiversitätsverluste 
und andere Belastungen der Umwelt 
nach Reaktion oder Anpassung. 

Gleichzeitig besteht die drängende 
Aufgabe, mit der Entwicklung städ-
tischer und kommunaler Strukturen 
die Voraussetzung für soziale Inklu-
sion und gesunde Lebensbedingun-
gen zu schaffen. 

Um diese Herausforderungen an-
zugehen, sind integrierte Entwick-
lungskonzepte für den Aus- und 
Umbau von Frei-/Erholungsräumen, 
Wohnungs-, Verkehrs-, Versor-
gungs- und digitaler Infrastruktur zu 
schaffen. 

Ein Verbund „grüner“ öffentlicher 
Räume ist hierbei ein zentrales 
Instrument, um die Attraktivität für 
Wohnen, Arbeiten, Freizeit und Er-
holung sowie Tourismus zu sichern 
und zu entwickeln. Dies ist mit dem 
Schutz und der Verbesserung der 
Artenvielfalt zu verbinden, Ressour-
cen sollen geschont und beispielge-
bende Projekte für den Klimaschutz 
entwickelt werden.  

Neben der Schaffung neuer Wohn- 

und Freiraumquartiere etwa auf 
militärischen oder zivilen Konver-
sionsflächen sollen Landesgarten-
schauen auch dazu dienen, kleine 
und mittlere Städte und ländliche 
Regionen in ihrer Funktionsfähigkeit 
und Attraktivität für Bewohnerinnen 
und Bewohner, Gäste, Unterneh-
men und Investoren zu sichern oder 
sogar zu revitalisieren. Dabei soll 
als weitere Option ein kooperativer 
Ansatz zwischen Kommune und 
Region sowie zwischen mehreren 
Kommunen eingeführt werden. 

Mit dem Förderinstrument „Lan-
desgartenschau“ bietet die Lan-
desregierung Rheinland-Pfalz 
den Kommunen die Möglichkeit, 
mittels eines integrierten Ansatzes, 
eine nachhaltige und zukunftsfähige 
Kommunalentwicklung voranzutrei-
ben. Dabei werden Maßnahmen aus 
verschiedenen Themen- und Politik-
bereichen zeitlich gebündelt sowie 
zusätzliche private und kommunale 
Investitionen ausgelöst. 
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Strategie für eine integrative 
Stadtentwicklung 

Die Entwicklung einer 
Landesgartenschau zielt auf eine 
Neubetrachtung und  -bestimmung 
von Standortfaktoren. Strukturen 
und Prozesse sollen auf ihre 
Zukunftsfähigkeit hin überprüft 
werden. Im Ergebnis werden Ziele 
und Wege definiert, die von den 
gesellschaftlichen Kräften einer 
Kommune mitgetragen werden, 
Orientierung bieten und breites 
Engagement ermöglichen.  

Präsentation von Innovation und 
Dialog 

Mit der Landesgartenschau als 
saisonalem Gartenfestival und 
der Daueranlage sollen innovative 
Lösungen modellhaft erprobt werden 
und als Best-Practice-Beispiel 
Impulse in die Öffentlichkeit senden. 
Als attraktive Gartenfestivals 
sind Landesgartenschauen eine 
hervorragende Plattform, 

um sich transdisziplinär 
auszutauschen, gärtnerisches 
Fachwissen und innovative Konzepte 
der „grünen“ Branche sowie das weite 
Spektrum der Umweltbildung bzw. 
Bildung für nachhaltige Entwicklung 
einem breiten Publikum zu vermitteln. 
Mit Informationen über das Berufsbild 
der „grünen“ Berufe wird ein Beitrag 
zur Fachkräftesicherung geleistet. 

Partizipation für eine gemeinsame 
Zukunft 

Landesgartenschauen sollen einen 
breiten Partizipationsprozess in der 
Kommune und der Region zwischen 
Politik, Verwaltung, Wirtschaft, 
Institutionen und den Bewohnerinnen 
und Bewohner anstoßen und 
darüber hinaus eine nachhaltige, 
integrierte und identitätsstiftende 
Standortentwicklung fördern. Eine 
frühzeitige und kontinuierliche 
Beteiligung der Öffentlichkeit 
ist daher ein zentraler Baustein 
einer Landesgartenschau, um 
Teilhabe zu initiieren und langfristig 
gemeinsam innovative Lösungen 
für eine zukunftsfähige kommunale 
Entwicklung zu finden und 
umzusetzen. 

1 Hiervon ausgenommen sind Hafenflächen.
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Die Herausforderungen sind für 
jede einzelne Kommune aufgrund 
ihrer spezifischen regionalen und 
infrastrukturellen Voraussetzun-
gen individuell. Dementsprechend 
sind auch die möglichen Themen 
und Lösungswege, die mit einer 
Landesgartenschau entwickelt 
werden, vielfältig. 
 
2.1 Revitalisierung bzw. Neu-
schaffung des Wohn- und Arbeits-
umfeldes sowie Stadt- bzw. Re-
gionen-Entwicklung 

• Verbesserung des Wohn- und 
Arbeitsumfeldes für ein gemein-
schaftliches Miteinander und zur 
Naherholung der Bevölkerung 
unter Beachtung von Klima- und 
Artenschutz 

• Städtebauliche Maßnahmen 
insbesondere zur inklusiven und 
heterogenen sowie klimaresilien-
ten, energieeffizienten, sozial-
raumorientierten und möglichst 
naturnahen Quartiersentwicklung 
und -sanierung  

• Innenstädte der Zukunft zur 
Vernetzung der innenstadtre-
levanten Akteure und Erschlie-
ßung von Synergieeffekten des 
Wirtschafts-, Wohn-, Gewerbe-, 
Schul-, Jugend-, Familien-, Kul-
tur-, Sport-, Naherholungs- und 
Tourismusstandorts Innenstadt 

• Entwicklung militärischer oder 
ziviler Konversionsflächen1 ein-
schließlich deren klimaneutraler, 
verkehrlicher Vernetzung mit 
angrenzenden städtischen oder 
ländlichen Bereichen 

• Umsetzung von Maßnahmen zur 
Gestaltung von Plätzen, Straßen, 
Wegen, Gebäuden und Wohnun-
gen im Sinne einer Barrierefrei-
heit für Alle und unter Beachtung 
des Hitzeschutzes, z.B. durch 
Schaffung von Schattenplätzen, 
Klimaoasen und Trinkwasser-

brunnen 
• Entwicklung von innovativen 

Modellen für Mehrgenerationen-
quartiere und Wohnangebote mit 
integrierten Versorgungs-, Ver-
netzungs- und Unterstützungs-
angeboten 

• Steigerung des Anteils von Sied-
lungsgrün sowie qualitative und 
quantitative Aufwertung von Flä-
chen mit dem Ziel der Schaffung 
dauerhafter naturnaher Lebens-
räume und Habitatstrukturen 

 
2.2 Umweltfreundliche Mobilität 

• Beitrag zur Umsetzung einer 
leistungsfähigen und gleichzei-
tig klimaneutralen, umwelt- und 
ressourcenschonenden Gesamt-
verkehrsplanung 

2.3 Anpassung an den Klimawan-
del und Klimaschutzmaßnahmen 

• Umsetzung von Anpassungs- 
und Schutzmaßnahmen im Sied-
lungsbereich unter Berücksich-
tigung modellhafter, innovativer 
Konzeptionen 

• Umsetzung von Maßnah-
men nach dem Prinzip der 
„Schwammstadt (https://register.
dpma.de/DPMAregister/marke/
register/3020152172062/DE) / 
Schwammlandschaft / wasser-
sensible Siedlung“ zur Unter-
stützung des Wasserhaushaltes 
und damit zusammenhängender 
Regulierungsleistungen im urba-
nen Raum 

• Biodiversitätskonforme und 
klimaangepasste Anlage, Gestal-
tung und anschließende Pflege 
von Freiräumen  
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2.4 Nachhaltigkeit 

• Berücksichtigung von Grund-
sätzen der Nachhaltigkeit sowohl 
bei der Planungs- und Vorberei-
tungsphase als auch während 
der Veranstaltung und der Rück-
bauphase (z.B. Betrachtung 
von Lebenszykluskosten, Ein-
beziehung regionaler und lokaler 
Produkte, Materialen und Struk-
turen, Vermeidung von Müll). Der 
Rückbau sollte dabei so gering 
wie möglich ausfallen, damit 
die geplanten und ausgeführten 
Projekte über die Schau hinaus 
nachhaltig der Kommune und 
deren Bewohnerinnen und Be-
wohner zugutekommen. 

 
2.5 Tourismus  

• Langfristige Aufwertung und 
Profilierung der touristischen 
Attraktivität – Nachhaltigkeit 
touristischer Angebote über das 
Durchführungsjahr der Landes-
gartenschau hinaus.

2 Gesellschafter sind der Verband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau 
Rheinland-Pfalz und Saarland e.V., der Landesverband Gartenbau Rheinland-
Pfalz e.V., der bdla Landesgruppe Rheinland-Pfalz/Saarland e.V. (Bund deut-
scher Landschaftsarchitekten) und der Landesverband Rheinland-Pfalz-Saar 
im Bund deutscher Baumschulen (BdB) e.V.; im Folgenden Projektgesellschaft 
genannt.
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Träger ist die jeweilige Kommune, ggf. auch mehrere 
Kommunen.

Der Träger als Mehrheitsgesellschafter gründet gemeinsam 
mit der Projektgesellschaft Landesgartenschau Rheinland-
Pfalz mbH2 eine Durchführungsgesellschaft zur Vorbereitung 
und Durchführung der Landesgartenschau. Auf Basis eines 
Vorvertrages wird ein Gesellschaftervertrag abgeschlossen. 
Als Veranstaltende der Landesgartenschau ist die 
Durchführungsgesellschaft verantwortlich für die Umsetzung der 
im Bewerbungsverfahren  erarbeiten Maßnahmen im Rahmen 
eines freiraumplanerischen und ggf. städtebaulichen Ideen- und 
Realisierungswettbewerbes.
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4.1 Sicherstellung der dauernden 
finanziellen Leistungsfähigkeit trotz 
Investitions-, Durchführungs- und 
Nachnutzungshaushalts, im Falle 
eines interkommunalen Zusammen-
schlusses für alle daran beteiligten 
kommunalen Gebietskörperschaften 

4.2 Belastbare Planungen für ein auf 
Nachhaltigkeit zielendes, an Lang-
fristigkeit orientiertes Nachnutzungs-
konzept 

4.3 Erheblicher Handlungsbedarf in 
den Bereichen: Städte- und Woh-
nungsbau, Landschaftsplanung, 
Freiraumplanung, Naturschutz (Ent-
wicklungs- bzw. grünordnungsplane-
risches Handlungskonzept) 

4.4 Lösung vorhandener Flächen-
nutzungs- bzw. Ziel- und Verkehrs-
konfikte konkurrierender Planungen 
oder Nutzungen einschließlich ziviler 
oder militärischer Konversionsflä-
chen bzw. –Objekte 

4.5 Nachweis umweltfreundlicher 
Mobilitätskonzepte wie beispiels-
weise des Fußgänger- und Radver-
kehrs, der Mobilität auf Grundlage 
regenerativer Energieträger und des 
Personennahverkehrs 

4.6 Planungsrechtliche Sicherung 
der mit öffentlichen Mitteln geförder-
ten Freiflächen des Gartenschau-
geländes als öffentliche Grünflächen 
oder als Flächen zum Schutz und 
zur Entwicklung der biologischen 
Vielfalt und für den Klimaschutz 

4.7 Nachweis über das städtische 
Eigentum oder die langfristige Nut-
zungsverfügbarkeit der als Daueran-
lagen geplanten Grundstücksflächen 

4.8 Bei interkommunalen Träger-
schaften ist ein Konzept zu Struktur, 
Organisation und interner Steuerung 
vorzulegen

4.9 Es sind geeignete, auch überre-
gional mit öffentlichen Verkehrsmit-

teln erreichbaren Kernflächen aus-
reichender Größe (insg. mindestens 
15 ha) als Zentrum der Landesgar-
tenschau darzustellen. Die Kernflä-
che kann sich ebenfalls aus maxi-
mal drei kleineren Flächen mit einer 
Mindestgröße von jeweils ca. 3 ha 
zusammensetzen. Das Kerngelände 
kann mit dezentral gelegenen Grün-
zonen bzw. Flächen im Rahmen 
des städtebaulichen Entwicklungs-
konzeptes funktional und verkehrlich 
verknüpft werden.  
Die interkommunalen Kernflächen 
sind während der Durchführung 
mit barrierefreien Wegen, Plätzen, 
Zu- und Abgängen zu gestalten und 
über ein besucherfreundliches und 
klimaneutrales Mobilitätskonzept 
komfortabel und barrierefrei zu ver-
binden.  
Besuchende sollen die Ausstellungs-
fläche in einem Tag erleben können. 
Auf den Kernflächen sind barrierefrei 
zugängliche Räume und Einrichtun-
gen für Demonstrations-, Lehr- und 
Informations- sowie Ausstellungs-
zwecke bereitzustellen. Die Hallen-
flächen für gärtnerische Ausstellun-
gen sollen zwischen 600 und 1.000 
m² liegen. Zur Ausstellungsfläche 
sollen Flächen für den Wechselflor, 
mindestens 10 Themengärten, eine 
Kleingartenanlage, eine Lehrbau-
stelle sowie ein Beitrag zu Grab-
pflanzungen gehören. 

4.10 Ausschreibung eines offenen 
freiraumplanerischen und ggf. 
städtebaulichen Ideen- und 
Realisierungswettbewerbs nach der 
Richtlinie für Planungswettbewerbe 
(RPW) in der jeweils gültigen Fas-
sung und in Abstimmung mit der 
Architektenkammer Rheinland-Pfalz 
durch die zu gründende Durch-
führungsgesellschaft. Neben der 
Fortführung der Planungen aus der 
Machbarkeitsstudie sind die Themen 
Ausstellungsgelände, Barrierefrei-
heit und Inklusion sowie Nachhaltig-
keit zu berücksichtigen. 

4.11 Durchführung einer syste-
matischen, kontinuierlichen Bür-
gerbeteiligung, unter besonderer 
Berücksichtigung von Kindern, Ju-
gendlichen, SeniorInnen, Menschen 
mit Beeinträchtigungen des Sehens, 
des Hörens, der Mobilität und öf-
fentlicher Kommunikation bereits im 
Zuge des Bewerbungsverfahrens 

4.12 Die Durchführung der Garten-
schau umfasst eine Vegetationspe-
riode (ca. 6 Monate, bzw. max. 185 
Tage)

4.13 Durchführung eines Pro-
gramms der Umweltbildung bzw. 
Bildung für Nachhaltige Entwicklung 
(BNE), insbesondere ein „Grünes 
Klassenzimmer“. Darüber hinaus 
sind Angebote an Verbände des 
Gartenbaus (Produktions- und 
Dienstleistungsgartenbau), der

 Landwirtschaft, des Naturschut-
zes, der Imker, der Kleingärtner, der 
Wasser- und Forstwirtschaft, freier 
Bildungsanbietenden, etc. zur Prä-
sentation ihrer Tätigkeiten vorzuse-
hen. Ziel ist, die Landesgartenschau 
zu einem Lernort für Bildung für 
Nachhaltige Entwicklung zu machen

4.14 Realisierung eines umfassen-
den nachhaltigkeitsorientierten Kon-
zeptes zur Versorgung der Besu-
cherinnen und Besucher auch unter 
Berücksichtigung lokaler, saisonaler 
und regionaler Produkte und Spe-
zialitäten 

4.15 Darstellung eines Gesamt-
konzepts zur Sicherstellung der 
nötigen Infrastruktur, welche sich 
durch attraktive Quartiere mit einem 
abwechslungsreichen Nutzermix 
auszeichnet, d.h. neben Wohnen, 
Handel und Gastronomie sind auch 
Handwerksbetriebe, Kulturschaffen-
de Bildungsanbietende und Dienst-
leister von besonderer Bedeutung
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Mit den Landesgartenschauen 
die Zukunft gestalten
Rheinland-Pfalz schafft grüne Gärten
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Die Landesregierung schreibt die 
Durchführung einer Landesgarten-
schau nach diesen Leitlinien im 
Rahmen eines einstufigen Bewer-
bungsverfahrens aus. Die Bewer-
benden erhalten einen Vertrag zur 
Vorbereitung und Durchführung des 
Projektes (Vorvertrag). Dieser re-
gelt rechtliche und organisatorische 
Aspekte und wird ausschließlich 
für die Kommune wirksam, die den 
Zuschlag zur Durchführung einer 
Landesgartenschau erhält.  

Kommunen bekunden spätestens 
bis zum 31.01.2024 ihr Interesse an 
der Durchführung einer rheinland-
pfälzischen Gartenschau dem Minis-
terium für Wirtschaft, Verkehr, Land-
wirtschaft und Weinbau (MWVLW) 
gegenüber. Nach Ablauf der Frist ist 
keine Teilnahme am Bewerbungs-
verfahren mehr möglich. Somit wird 
sichergestellt, dass alle Bewerbende 
ausreichend Zeit zur Verfügung ha-
ben um eine qualitative Bewerbung 
auszuarbeiten. Die beteiligten Kom-
munen können jederzeit von einer 
Bewerbung absehen.  

Abschluss und Abgabe der Be-
werbung ist am 15.03.2025. Das 
MWVLW nimmt die Bewerbung 
entgegen und setzt im Benehmen 
mit dem Ministerium des Inneren 
und für Sport (MdI), dem Finanzmi-
nisterium (FM) und dem Ministerium 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie 
und Mobilität (MKUEM) einen Be-
wertungsbeirat unter Vorsitz des für 
den Gartenbau zuständigen Staats-
sekretärs des MWVLW ein, der die 
vorliegenden Bewerbungen auf ihre 
grundsätzliche Eignung hin prüft 
und ein Votum über die Bewertung 
als „geeignet“ bzw. „nicht geeignet“ 
abgibt.  

Dem Bewertungsbeirat gehören wei-
terhin in beratender Funktion je eine 
Vertreterin oder ein Vertreter  
• des Verbandes Garten-, Land-

schafts- und Sportplatzbau 
Rheinland-Pfalz und Saarland 
e.V.,  

• des Landesverbandes Garten-
bau Rheinland-Pfalz e.V.,  

• des bdla Landesgruppe Rhein-
land-Pfalz/Saarland e.V. (Bund 
deutscher Landschaftsarchitek-
ten)  

• des Landesverbandes Rhein-
land-Pfalz-Saar im Bund deut-
scher Baumschulen (BdB) e.V., 

• des Gemeinde- und Städtebun-
des Rheinland-Pfalz, 

• der Deutschen Akademie für 
Städtebau und Landesplanung 
e.V., Landesgruppe Hessen, 
Rheinland-Pfalz und Saarland, 

• der Architektenkammer Rhein-
land-Pfalz 

• der Rheinland-Pfalz Tourismus 
GmbH, 

• der Landesbüros der Natur-
schutzverbände, 

• des Verbands der Gartenbauver-
eine Saarland/Rheinland-Pfalz 
e.V., 

• der Gartenamtsleiterkonferenz 
Landesgruppe RP und Saarland, 

• der Energieagentur Rheinland-
Pfalz, 

• des Rheinland-Pfalz Kompetenz-
zentrums für Klimawandelfolgen 
bei der Forschungsanstalt für 
Waldökologie und Forstwirt-
schaft, 

• des Landesbeirats zur Teilhabe 
behinderter Menschen RP, 

• der Bürgermeister/innen (ggf. 
a.D.) ehemaliger Gartenschau-
Städte mit Expertise im Bereich 
nachhaltige Entwicklung, mög-
lichst in Verbindung mit der 
Nachhaltigkeitsstrategie Rhein-
land-Pfalz 

an. 

Die Projektgesellschaft entsendet 
darüber hinaus drei nicht stimmbe-
rechtigte Vertretende in den Bewer-
tungsbeirat. 
Unter Beachtung des Votums des 
Bewertungsbeirates spricht eine 
Auswahlkommission, bestehend aus 
den Staatssekretärinnen und Staats-
sekretären des MdI, des FM und des 
MKUEM unter Vorsitz des Staatsse-
kretärs des MWVLW eine Empfeh-
lung an den Ministerrat aus. 
Nach Beendigung des Bewerbungs-
verfahrens wird der Ministerrat eine 
Auswahlentscheidung treffen.  
Die ausgewählte Kommune bzw. 
federführende Kommune einer inter-
kommunalen Trägerschaft gründet 
mit der Projektgesellschaft nach 
erfolgtem Zuschlag zeitnah eine 
Durchführungsgesellschaft zur Um-
setzung des Projektes. 

Unterlegene Bewerberkommunen 
können nach Abschluss des Verfah-
rens eine Zuwendung i. H. v. maxi-
mal 10.000 EUR pro Bewerbung als 
anteilige Aufwandsentschädigung zu 
den entstandenen Kosten der Be-
werbung beim MWVLW beantragen.
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Die Unterlagen sollen qualifizierte 
Informationen über die Ziele und Er-
füllung der unter Nr. 4 angeführten 
Voraussetzungen enthalten. 

6.1 Darstellung des städtebaulichen 
Entwicklungskonzepts und Erläuterung 
der Probleme und Problemlösungen 
in Text und Plänen sowie der Gestal-
tungsziele der Landesgartenschau. 
Die darin getätigten Angaben bilden 
die Grundlagen etwaiger Förderungen 
des Landes. 

6.2 Darstellung der Umsetzung der 
Voraussetzungen nach Ziffer 4. 

6.3 Lageplan des Landesgarten-
schau-Geländes und Übersichtspläne 
mit Darstellung der Gestaltungszie-
le zur vorhandenen bzw. geplanten 
Infrastruktur, getrennt nach dem Aus-
stellungsjahr und der dauerhaften 
Gestaltung des Geländes nach der 
Ausstellung.

6.4 Darstellung, welche Flächen des 
Gartenschaugeländes sich im Außen- 
bzw. Innenbereich befinden. 

6.5 Darstellung der Belastung des 
Standortes durch Altlasten, Altablage-
rungen und Kampfmittel sowie der Ge-
nehmigungspflichten der Planungen 
zur Landesgartenschau aufgrund von 
Belangen wie Naturschutz, Wasser-
schutz, sowie Denkmalschutz.

6.6 Aufstellung der vorhandenen 
Grundlagendaten wie Vermessung, 
Gutachten bzw. Planungen zu Schutz-
gütern oder vorhandenen Belastungen 
sowie Angaben zu notwendigen er-
gänzenden Untersuchungen inklusive 
einer Darstellung der Kosten sowie 
Zeitabläufe i.V. mit 6.7 – „Projektpha-
sen“).

6.7 Finanzierungs- und Zeitpläne ge-
trennt nach 
• Investitions-, Durchführungs- und 

Nachnutzungshaushalt 
• Kosten des Rückbaus sowie Kon-

zept zur Deckung der Kosten 

• Konzept und Kosten der Folgenut-
zung (einschließlich Deckung der 
Kosten) 

• zeitlicher Abfolge der Projektpha-
sen (u.a. Ideen- und Realisierungs-
wettbewerb, Ausschreibung, Bau) 
und des Investitionsablaufes 

• Hierbei ist ein Ablauf vom Zeitpunkt 
des Zuschlags bis Juni des Folge-
jahres der Gartenschau darzustel-
len.  

• Sicherstellung der Finanzierung 
der Investitions-, Durchführungs- 
und Folgenutzungskosten im Rah-
men der kommunalen Haushalts-
planung des Trägers (mit einem 
Konzept zur Deckung der Kosten) 

• Gebietsbezogene Verweise zur 
Darstellung und Abgrenzung mög-
licher aktiver Fördergebiete 

6.8 Angaben über inhaltliche Schwer-
punkte und Planungen von Sonderver-
anstaltungen, Schauen, Wettbewerben 
und sonstigen gärtnerischen, kulturel-
len, wissenschaftlichen u. a. Aktivitä-
ten im Gartenschaujahr. 

6.9 Darstellung der Bausteine von 
Vorgehensweise und wesentlichen 
Ergebnissen bei der bisherigen Bür-
gerbeteiligung und des Konzeptes zur 
weiteren Einbindung von Bürgerinnen 
und Bürgern sowie ihrer Organisa-
tionen in die Planungen und in die 
Durchführung des Gartenschaujahres. 
Landesgartenschauen können nur 
als Bürgerprojekt durchgeführt wer-
den. Die frühzeitige, transparente und 
strukturierte Projektkommunikation in 
die Öffentlichkeit ist darzulegen. 

6.10 Vorvertrag zwischen Kommune 
und Projektgesellschaft Landesgarten-
schau Rheinland-Pfalz mbH. 

6.11 Stellungnahme der kommunalen 
Aufsichtsbehörde über die finanzielle 
Leistungsfähigkeit des Trägers. 

6.12 Beschluss des Stadtrates bzw. 
Gemeinderates zur Durchführung der 
Landesgartenschau.
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Die Stadt oder Gemeinde bzw. 
kommunale Trägerschaften, die 
den Zuschlag zur Durchführung 
der Landesgartenschau erhält bzw. 
die Trägerschaft für ein interkom-
munales Konzept innehat, hat als 
verantwortlicher Träger die Gesamt-
finanzierung und die Deckung der 
Kosten sicherzustellen. 

7.1 Im Falle einer positiven Entschei-
dung der Landesregierung werden für 
den investiven Bereich der Landes-
gartenschau zur Verwirklichung des 
geplanten Konzeptes Zuschüsse im 
Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel 
aus den bestehenden Förderprogram-
men (EU, Bund und Land) in Aussicht 
gestellt. 

7.2 Hierbei wird unterschieden zwi-
schen Grünmaßnahmen (Gartenbau, 
Garten-, Landschafts- und Sport-
platzbau sowie Spielplatzbau) und 
flankierenden Maßnahmen (wie etwa 
Städtebau, Wohnungsbau, Sportstät-
ten, Verkehrsinfrastruktur, Konversion, 
Klimaschutz, Natur- und Gewässer-
schutz, etc.). 

7.3 Unter Vorbehalt der Entscheidung 
des Haushaltsgesetzgebers beab-
sichtigt das Land Rheinland-Pfalz die 
Grünmaßnahmen der Landesgarten-
schau mit einem festen Kostenrahmen 
i. H. v. bis zu 8,0 Mio. € zu fördern. 
Weitere Fördermöglichkeiten für flan-
kierende Maßnahmen bestehen über 
die verschiedenen Förderprogramme 
des Landes. Hierfür gelten die jeweils 
einschlägigen Förderrichtlinien in der 
aktuellen Fassung.  
Im Rahmen der konkreten Planung 
und Ausführung der Zuwendungsbau-
maßnahmen sind dabei die Aspekte 
der Nachhaltigkeit (Ökologische, Öko-
nomische, Soziokulturelle und funktio-
nale Qualitäten / Prozessqualitäten) 
und alle einschlägigen öffentlich- und 
vergaberechtlichen Anforderungen 
zu beachten. Bei Notwendigkeit kann 
für die Gesamtmaßnahme und / oder 

Teilprojekte eine baufachliche, fach-
technisch prüfende und beratende 
Beteiligung der fachlich zuständigen 
technischen staatlichen Verwaltung 
erfolgen. 

7.4 Die Finanzierung der Investitions-, 
Durchführungs- und Nachnutzungs-
kosten muss gesichert sein und darf 
die dauernde finanzielle Leistungsfä-
higkeit der Stadt nicht gefährden. 

7.5 Die Deckung der Ausgaben des 
Durchführungshaushalts muss durch 
Eintrittsgelder, Einnahmen aus Ver-
mietung und Verpachtung, Spenden, 
Lizenzen, Sponsoring und Eigenmit-
tel der Kommune gesichert sein. Die 
Deckung der Ausgaben des Investi-
tionshaushalts sowie der Ausgaben 
des Nachnutzungshaushalts müssen 
ebenfalls gesichert sein. 

7.6 Das Land kann für besondere 
Lehr-, Leistungs- und andere Schauen 
bzw. Veranstaltungen im Rahmen des 
Durchführungsjahres weitere Zuwen-
dungen nach Maßgabe verfügbarer 
Haushaltsmittel gewähren. Der the-
matische Schwerpunkt wird dabei auf 
Bildung für Nachhaltige Entwicklung 
gelegt. 

7.7 Es besteht kein Rechtsanspruch 
auf Zuwendungen aus dem Landes-
haushalt. 
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